
Bundessozialgericht

; 40 BV 554/73 —

Zugestellt am
26° Nov. 1974

Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e.n

Beklagten und Revisionsbeklagten.

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 46. Oktober 4974 durch

den Vorsitzenden Richter4 S o n n>e n b e r g ‚
die Richter P e t e r s e n und
Dr‚_ B u

r d.e n s k i und die-ehrenamtlichen

Richter L a u e r und Dr. R o o s
für RGCht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das-Urteil des
Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—West—

falen vom 25. Juli 1975 aufgehoben° Die Sache wird

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LandeSSozialgericht zurückverwiesen°
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Bei dem Kläger ist durch Bescheid vom 18. Mai 1954

u. a. ein VAsthma bronchiale" als Schädigungsfolge

i. S. der Verschlimmerung anerkannt werden. Er bezieht

‚seither eine Ver30rgungsrente nach einer Minderung der

'Erwerbsfähigkeit (MdB)um 30 v.H.. Ein im August 1965
gestellter Verschlimmerungsantrag wurde nach Einho—

lung eines Gutachtens von Chefarzt Dr. D

Dr. E (Asthma—Krankenhaus in Mönchengladbach)

durch Bescheid vom 15. Juli 1967/Widerspruchsbescheid

IVÖm11. Dezember 1967 abgelehnt. Die medizinischen
Sachverständigen kamen zu dem Ergebnis, der Kläger

leide an einem echten allergischen Bronchialasthma;
bereits vor seiner Einberufung zum Wehrdienst habe,

eine unterschwellige Sensibilisierung durch ubiqui—

täre Umweltallergene bestanden. In der mündlichen
Verhandlung vor dem Sozialgericht (SG) am ?. Juniv

1968 nahm der Kläger die Klage zurück und beantragte

nunmehr. sein Asthma bronchiale als Schädigungsfolge

'i. S. der Entstehung anzuerkennen. Diesen Antrag

lehnte der Beklagte durch Bescheid vom 6. Juli 1968/

Widerspruchsbescheid vom 13. Dezember 1968 ab.

Das SGhat ein Gutachten von Dr. K\ vom
14. Juli.1969 nebSt Ergänzung vom 17. November 1969 —
Sensibilisierungsvorgänge sind keine Krankheit — und
ein Gutachten

von Prof. Dr. H Dr. B

vom 2. November 1970 ; Sensibilisierung schon vor
dem Kriegsdienst; abgrenzbare Verschlimmerung durch

Pneumonie — nebst röntgenolbgischem Zusatzgutachten

Von Prof. Dr. T ‘Dr. G:
_

eingeholt. Der
Beklagte brachte eine lungenfachärztliche Stellung—

nahme Von Dr. 0 ' bei. Das SG hat die Klage durch
Urteil vom 19. März 1971 abgewiesen. Das Landessozial—
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gericht (LSG) hat die Berufung des Klägers durch Urteil vom
25. Juli 1975 zurückgewiesen; es hat die Revision zugelassen.

In den Entscheidungsgründen wird ausgeführt, eine Unrich—

tigkeit des Erstanerkennungsbescheides vom 18. Mai 1954

könne nicht festgestellt werden. In Übereinstimmung mit
den medizinischen Sachverständigen Dr. D] und

Prof. Dr. H sei der Senat davon ausgegangen, daß es

sich beim Kläger wahrscheinlich um ein auf allergischer

Grundlage entstandenes Asthma bronchiale handele. Wann ein

Leiden als durch eine Schädigung entstanden oder nur als
Verschlimmert anzusehen sei, sei nach Auffassung des LSG?

durch die RechtspreChung noch nicht für alle Fälle geklärt.

Das Bundessozialgericht (BSG) habe im Urteil vom 15. Mai

1964 (SozRBVGNr. 70 zu 5 1) ausgeführt, für die Unter—
scheidung sei allein maßgeblich, ob zur Zeit des schädi-

genden Ereignisses i. S. des Bundesversorgungsgesetzes

(BVG) schon Anzeichen des Leidens vorhanden waren oder nicht.
Diese Auffassung gehe also davon aus, daß der Zeitpunkt

der Manifestation entscheidend sei. Demgegenüber werde in

den Anhaltspunkten für die Ärztliche Gutachtertätigkeit

im Versorgungswesen (Ausgabe 1975) zum versorgungsrecht-

lich relevgnten Leiden ausgeführt, hiemnter falle jedes

pathologische Geschehen, auch wenn es noch nicht bemerkt

werden oder bemerkbar geworden sei. Hiernach werde also

weniger auf den Zeitpunkt der ersten Anzeichen als auf

die Genese des Leidens und die Bedeutung des schädigénden

Ereignisses gerade für die Zur beurteilende Art Leiden

abgestellt. Diese unterschiedlichen Ansatzpunkte dürften

auch dem Meinungsstreit der in dieser Sache zur Frage

der Entstehung oder der Verschlimmerung gehörten Ärzte

zugrunde liegen, allerdings eingekleidet in einen Streit

über die Frage, ob die Sensibilisierung gegen Hausstaub

bereits eine Krankheit sei oder nicht. Der Sachverständige

Dr. K halte in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung

des BSG den Zeitpunkt der Manifestation für entscheidend.

- 4 _
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Demgegenüber hätten Dr. Di und Prof° Dr. H

mehr auf das Gewicht der einzelnen ursächlich geworde—

nen Faktoren abgestellt. Der Senat halte diese letztere

Betrachtungsweise im vorliegenden Fall für zutreffend,

jedenfalls aber für vertretbar. Sie werde versorgungs-
rechtlich der Bedeutung der Differenzierung zwischen

Entstehung und Verschlimmerung bei Leiden wie einem

Asthma bronchiale am ehesten gerecht. Der Begriff

der Verschlimmerung sei auch dann anzuwenden, wenn
zwar das Leiden vor dem schädigenden Ereignis noch

'nicht bemerkbar geworden sei, wenn aber das schädi—
gende Ereignis lediglidh für den ersten akuten Schub,

für die vorzeitige Auslösung eines sich aus innerer
Ursache entwickelnden Leidens oder Wegen der im Ver»

laufe des Leidens überwiegende Bedeutung gewinnenden

schädigungsunabhängigen Faktoren nur für einen Teil

der Gesamt-MdB gerechterweise verantwortlich gemacht

werden könne. Die Ansicht des Beklagten, eine vor-
_dienstliche Sénsibilisierung und nichtwehrdienst—
eigentümlicheiAllergene seien die eigentlichen be-
stimmenden Faktoren im Verlauf der Krankheit, sei nicht

zu widerlegen.—Der Hinweis des Klägers auf seine kör—

perliche Leistu’ngsfähigkeit bis in die Kriegsgefangen—
schaft hinein vermöge diese Beurteilung nicht zu ent—

kräften. Es könne deshalb nicht als fehlerhaft ange—
sehen werden, wenn Versorgung nur entsprechend dem
Gewicht gewährt werde, das der Schädigung_i. S. des
BVG auf die Dauer gegenüber den anderen Faktoren

zukomme, und wenn aus diesem Grunde Von einem durch

die Schädigung lediglich verschlimmerten Leiden ge—
Sprechen werde.—

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Er beantragt,

1. unter Aufhebung der Urteile des Landessozialgerichts

für das Land Nordrhein—Westfalen vom 25. Juli 4975

und des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 49. März 4974

sowie der Bescheide des Beklagten vom 6. Juli 4968

und 45. Dezember 4968 den Beklagten zu verurteilen,

dem Kläger nach der Rechtsauffassung des erkennenden
Senats einen neUen Bescheid zu erteilen und das Asthma

bronchiale als Schädigungsfolge i. S. der Entstehung
anzuerkennen;

2. den Beklagten ferner zu verurteilen, dem Kläger auch

die außergerichtlichen Kosten des Klage—, Berufungs—

und Revisibnsverfahrens zu erstatten.

In seiner Revisionsbegründung rügt der Kläger eine unzu—
treffende Anwendung materiell—rechtlicher Vorschriften,

insbesondere eine Verletzung der 55 1 BVG, 40 Verwaltungs—a
verfahrensgeeetz (VeerG). Er trägt dazu vor, entgegen der

Auffassung des LSG sei das Rechtsproblem, welche Merkmale

die Anerkennung einer Schädigungsfolge i. S. der Entstehung

im Unterschied zu der i. S. der Verschlimmerung voraus—
setze, schon seit längerer Zeit durch die höchstrichter—

liche Rechtsprechung eindeutig geklärt. Entscheidend sei

allein der Zeitpunkt der Manifestation des Leidens, der

sowohl dem Gesetz der Logik als auch dem allgemeinen

Sprachverständnis Rechnung trage, denn verschli■mern

könne sich nur etwas, das schon vorhanden gewesen sei- Im

vorliegenden Falle müsse daher das beim Kläger bestehende
Asthma bronchiale als Schädigungsfolge i. S. der Entstehung
anerkannt werden, weil die zweifellos auf einer "Anlage"

beruhende persönliche Empfänglichkeit des Klägers für

Asthma bronchiale vor dem sdhädigenden Ereignis — der

in der Kriegsgefangenschaft durchgemachten hodhfieberhaften

Lungenentzündung — noch nicht in Erscheinung getreten sei
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und erst die mit dieser schWeren Erkrankung verbundenen

Einwirkungen auf den gesamten Körper des Klägers das
Asthma bronchiale zum Ausbruch gebracht hätten. Medi-

zinisch fehle praktisch jede Beweismöglichkeit für die
_Behauptung, daß die kcnstitutionsbedingte Anlage auch.

ohne die Einwirkung des wehrdienstbedingten schädigen-

‘den Ereignisses späterhin ohnedies zu einer Erkrankung

geführt hätte, denn von Alters- und Verschleißerschei—

nungen abgesehen seien die üblichen Krankheitsanlagen

kein unabwendbares Schicksal. Damit komme der in der
Kriegsgefangenschaft abgelaufenen Lungenentzündung

neben der Asthmaanlage eine gleichwertige Bedingung

für den eingetretenen Erfolg zu; als solche sei sie
gleichzeitig Ursache im Rechtssinne für die Entstehung

des Leidens. Unter diesen rechtlichen Voraussetzungen
.

hätte das LSGdie Unrichtigkeit des Erstfeststellungs—
‚bescheides vom 48. Mai 4954 erkennen und die angefoch—

'tenen Bescheide aufheben müssen.

Der Beklagte beantragt;

die Revision zurückzuweisen.

Er meint, bei dem ASthma bronchiale handele es sich

um ein sog. Anlageleiden. Solche Leiden könnten dann
“als durch einen schädigenden Vorgang i. S. des BVG ent—
standen anerkannt werden, wenn vor dessen Einwirkung

lediglich eine "ruhende Anlage" bestanden habe. Habe

dagegen bereits ein krankhaftes Geschehen vorgelegenf

dann könne nur die Anerkennung einer schädigungsbe—

‘dingten Verschlimmerung in Betracht kommen. Die dem‘

Asthma bronchiale zugrunde liegende Sensibilisierung

sei bereits ein krankhaftes Geschehen. Das LSG habe
hierzu allerdings keine Feststellungen getroffen und
diese Frage bewußt unbeantwortet gelassen.
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II.

Die durch Zulassung gemäß3 462 Abs. 4 Nr. 4 SozialgerichtS—
gesetz (SGG) statthafte Revision ist von dem Kläger frist—

und formgerecht eingelegt und begründet werden (5% 464,
466 SGG); sie ist daher zulässig. Die.Revision ist auch
insoweit begründet, als sie zur Aufhebung und Zurückver—
weisung an davaSG führt.

Das LSGhat die Revision offenbar deshalb zugelassen, weil
es der Auffassung gewesen ist, daß die Frage, wann ein Lei—

den als durch eine Schädigung entstanden oder nur als ver—
schlimmert anzusehen ist, durch die Rechtsprechung — des'

BSG — noch nicht "für alle Fälle" geklärt ist. Diese Fbrmu+

lierung könnte darauf hindeutén, daß das Berufungsgericht

eine "Klärung" durch das BSG auch in den Fällen erwartet,

in denen lediglich über Fragen tatsächlicher Art — dazu

gehören auch medizinisch—naturwissenschaftliche Probleme
—

gestritten wird (vgl. auch Bl. 40 oben des Urteils). Das
bloße Ungeklärtsein von Tatsachen ist aber kein Grund, die
Revision zuzulassen (vgl. BSG in SozR SGG Nr. 409 und 458

zu 5 462), denn nach 5 462 Abs. 4 Nr. 4 SGGist die Revi—
sion nur zuzulassen, wenn über Beghtgj;gg33 von grundsätz—

licher Bedeutung zu entscheiden ist oder wenn das LSG von

einer Entscheidung des BSG - in einer Rechtsfrage — abweicht.

Die weiteren Ausführungen des LSG lassen allerdings erkennen,

daß es eine Abweichung von der Rechtsauffassung des BSG an—

genommen hat. Damit aber ist die Zulassung der Revision

réchtswirksam, denn an die Entscheidung, daß die Revision

nach 5 462 Abs. 4 Nr. 4 SGGzugelassen wird, ist das BSG
'jedenfalls dann gebunden, wenn diese Entscheidung nicht

offensichtlich unbegründet ist (vgl. BSG in SozR SGG Nr. 85

und 409 zu 5 462).
Das LSG ist zunächst Zutreffend davon ausgegangen, daß es

sich bei dem angefochtenen Bescheid vom 6. Juli 4968 (in der
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Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15. Dezember

4968) um die Ablehnung der Erteilung eines Zugunsteh—

bescheides nach 5 40 Abs. 1 VeerG handelt (sog.

"negativer" Zugunstenbescheid); denn der Kläger hatte
die Überprüfung des — bindend gewordenen - Bescheides

‘uom 48. Mai 1954 begehrt, durch den ein Asthma bron—
chiale nur i- S. der Verschlimmerung, nicht aber i.S.

der Entstehung als Schädigungsfolge.anerkannt worden

War. Bei einem Bescheid nach 5 40 Abs. 1 VeerG wird
'zwar üblicherweise schlechthin von einer Ermessens—

entscheidung gesprochen, jedoch beruht die Regelung„

welche die Verwaltungsbehörde bei einer Solchen Ent—

scheidung trifft oder zu treffen hat, nicht ausschließ4

lich auf ihrem Ermessen. Vielmehr ist im gerichtli—
chen Verfahren bei der Nachprüfung solcher "Ermessens—

entscheidungen“ das Vorliegen der Voraussetzungen
für das Ermessenshandeln der Verwaltung in recht-

licher und tatsächlicher Hinsicht in gleicher Weise

zu überprüfen, wie sonst bei anderen Vorschriften

das Vorliegen von Tatbestandsmerkmalen auch (vgl.
Urteil des erkennenden Senats in BSG 29, 278, 282

mit weiteren Hinweisen). Das LSG hat daher im vor—
liegenden Fall prüfen müssen, ob die frühere Ent-
scheidung tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen
ist (s. zur Ergänzung dieses "ungeschriebénen" Tatbe—
standsmerkmals in 5 MOAbs. 4 VeerG: BSG aaO). Dieser

Verpflichtung ist das LSG nicht in vollem Umfang ge—
recht geworden.

Die Auffassung des LSG, daß die Frage, wann ein
‚

Leiden als durch eine Schädigung entstanden oder nur

als verschlimmert anzusehen ist, durch die Recht—
sprechunä des BSG noch nicht hinreichend geklärt sei,}

trifft hinsichtlich der Beurteilung der dabei maßge—

benden Rechtsfragen nicht zu (vgl. auch Wilke in KGV
1960, 84). Das BSGhat in wiederholten Entscheidungen
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die rechtlichen Abgrenzungskriterien zwischen Entstehung

und Verschlimmerung abgesteckt und dabei auch aufgezeigt,

daß es eine Verschlimmerung im Rechtssinne in den früher

angenommenen vielfältigen Formen (zB einmalige, abgrenz—

bare, vorübergehende, richtunggebende) im Versorgungsrecht

nicht gibt (vgl. BSG 44, 464, 463). Offengeblieben ist
lediglich die Frage, Wann nun im Einzelfall ein Leiden 1.8.

der Entstehung oder i. S. der Vérschlimmerung als Versor—
gungsleiden anzuerkennen ist. Diese Frage muß revisions—
rechtlich auch offenbleiben, weil es sich insoweit um eine

reine Tatsachenfeststellung handelt (vgl. BSG in SozR SGG

Nr. 409 zu 5—462), die in den alleinigen Zuständigkeite—
bereich des Berufungsgerichts fällt (vgl. es 428, 465 sec)
und die von der Natur des Leidens, den Umständen des Ein—

zelfalles und den medizinischen Beurteilungen, aber auch

von der Beweiswürdigung durch das Berufungsgericht abhängt.

Nach 5 4 BVG erhält derjenige, der durch den Wehrdienst

eine gesundheitliche Schädigung erlitten hat, wegen der

gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen dieser Schädie

gung auf'Antrag Versorgung in dem durch das Gesetz bestimm—

ten Umfang. Die Versorgung nach dem BVG setzt demnach

voraus, daß zwischen dem versorgungsrechtlich bedeutSamen

Ereignis und der gesundheitlichen Schädigung ("durch")

sowie zwischen dieser und deren Folgen ("wegen") ein ur—
sächlicher Zusammenhang besteht (vgl. BSG ?, 480). Der

ursächliche Zusammenhang zwischen der Schädigung und den

Schädigungsfolgen umfaßt die Entstehung oder die Ver—

schlimmeruhg einer Gesundheitsstörung durch ein séhädigén-

des Ereignis (vgl. BSG 6, 87; 44, 464). Daher ist bei der

Entscheidung über einen Versorgungsanspruch stets auch

festzustellen, ob die anerkannten Schädigungsfolgen durch

den Wehrdienst "hervorgerufen" oder nur "verschlimmert"

worden sind. - Die ursprüngliche Auffassung der preußischen

Militärverwaltung, wonach in den Fällen, in denen sich
V

ein schon vor der Einberufung zum Militärdienst vorhanden

gewesenes Leiden durch dienstliche Einflüsse verschlimmert‘

_ 40 -
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hat, stets die Gesamteinwirkung des Leidens als Ver—

sorgungsgrund zu betrachten und dementsprechend die

Militärrente nach dem Gesamtzustand festzusetzen sei,

hat das Reichsversorgungsgericht (RVG) schon sehr
lfrühzeitig aufgegeben und als nicht vereinbar mit

dem Gesetz bezeichnet (vgl. GE v0m 24. November 1920
in RVG 1 S. 194). — Bei der notwendigen Abgrenzung

‚zwischen Entstehung und Verschlimmerung eines Leidens
'handelt es sich um die Subsumtibn tatsächlicher Fest-
Vstellungen unter die Tatbestandsmerkmale des Versor—

güngsanspruchs unter Beachtung der Kausalitätsnorm

und um die Abgrenzung der Folgen verschiedener Kausale

reihen (vgl. BSG 11, 161, 165);

Der erkennende Senat hat bereits in seiner Entschei—

dung vom 27. Dezember 1957 (10 BV 925/55) ausgespro—
chen, daß für die Unterscheidung eines Leidens nach

dem Gesichtspunkt der Entstehung oder Verschlimmerung

lediglich die Tatsache maßgebend sei, ob zur Zeit des
schädigenden Ereignisses i. S. des BVG bereits Anzei—

‘chen des Leidens vorhanden waren oder nicht (vgl.

auch BSG 21, 75, 77). Diese Rechtsprechung hat der

Senat in seiner Entscheidung vom 9. Dezember 1959
,(10 BV 591/56; ausführlich zitiert von Wilke in KOV
1960, 81) vertieft und speziell für anlagebedingte
Leiden (dort: Krampfaderleiden) ausgesprochen, daß

derartige Leiden sich grundsätzlich nach eigener

Gesetzlichkeit entwickelten und in typischer Weise

verliefen; Ein solches Leiden könne zwar von außen
beeinflußt Werden, maßgebend bleibe aber diese Anlage,

die stetig fortschreitende Veränderungen im Körper
hervorrufe, ohne daß diese Veränderungen sofort be—

merkt zu werden brauchten (vgl. von Keitz in KOV
1962, 75). Es handele sich dann bereits um ein

krankhaftes GeSchehen, es sei denn, daß das betref-

fende Leiden auf einer Anlage beruhe, die ohne eine

auslösende Ursache zunächst kein krankhaftes Ge—
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schehen im Körper hervorrufe. In Fällen, in denen es sich

um keine solche "ruhende" Anlage handele, könne das äußere

Ereignis nur den Zeitpunkt vorverlegen, an dem das Leiden

sonst in Erscheinung getreten wäre, oder es könne das

Leiden schwerer auftreten lassen, als sonst zu erwarten

gewesen wäre. Insoweit handele es sich nicht um eine Mit—

ursache (für die Entstehung), sondern um eine Verschlimme—

rung des betreffenden Leidens (vgl. auch Urteile BSG vom
27. März 4958 - 8 RV 427/56 —, vom 5. Juli 4958 —8 RV
947/57 —und vom 25. Oktober 4958 _ 8 RV 685/56 -).

Dieser Auffassung hat sich der damals gleichfalls für
Kriegsopfer—Sachen zuständige 41. Senat des BSG ange—
schlossen und seinerseits ausgesprochen, bei Anwendung

der Kausalität$norm (vgl. hierzu BSG 1, 450, 456 und ins—

besondere 4, 268) komme es auf die zeitliche Folge der Be-

dingungen und ihre Vorhersehbarkeit nicht an (Vgl. BSG in

SozR BVG Nr. 9 zu 5 55). Auch die Bedingungen, die sich aus
der physischen und psychischen "Anlage" eines Menschen

ergäben, seien wie die sonstigen Bedingungen auf ihre Be—

deutung für den "Erfolg", also den Leidenszustand, zu prüfen

(vgl. Urteil BSGvom23. März 4964 —44 nv 4484/59 _). In
:diesen Fällen sei zu untersuchen, ob es sich nach der Beur—

'teilung durch die medizinischen Sachverständigen um eine

"Anlage" handele, die ohne eine auslösende Ursache zunächst

kein krankhaftes Geschehen im Körper hervorrufe ("ruhende
Anlage"), oder ob bereits ein krankhaftes physisches oder

psychisches Geschehen vorliege, auch ohne daß die phy5ischen

oder psychischen Veränderungen bei Eintritt der weiteren

"von außen" hinzutretenden Bedingung bereits erkennbar ge—

worden seien (vgl. Urteil BSG vom 9. Dezember 4959, aaO).

Nur im zweiten Falle könne es sein, daß das "anlagebedingte"

Leiden durch eine von außen hinzukommende weitere Bedingung,

etwa die Schädigung, "verschlimmert" worden sei. Wenn es
sich dagegen um eine "ruhende Anlage" handele, die nach der

Überzeugung der medizinischen Sachverständigen ohne die
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Schädigung nicht zu einem krankhaften Geschehen geführt

_haben‘würde, werde in der Regel der schädigende Vorgang

die allein wesentliche Bedingung und damit die Ursache,

jedenfalls aber eine Mitursache (für die Entstehung)

gewesen sein. In diesem Falle müsse das Leiden deshalb
als durch den Wehrdienst hervorgerufen festgestellt

(anerkannt) werden(vgl. Urteile BSGvom23. März 1964,
'eeoundvom48. Oktober1960» 11 RV52/60_). In einer
weiteren Entscheidung (vom 14. Dezember 4961 — 41 RV

40/60 —, abgedruckt in KGV 4962, 90) hat der 44. Senat
diese Rechtsprechung bestätigt und noch einmal präzi—

siert: Beruhe das Leiden auf einer "Anlage", die kör-
perliche oder psychische Veränderungen hervorzurufen
fflege, und hätten sich solche Veränderungen bereits
entwickelt; auch ohne daß sie sofort bemerkbar gewor%

den seien; so handele es sich versorgungsrechtlich

um eine Verschlimmerung, wenn die äußere Einwirkung

'(der schädigende Vorgang im Sinne des 5 4 BVG) ent—
weder den Zeitpunkt vorverlegt habe, an dem das Leiden

sonst in Erscheinung getreten wäre, oder das Leiden

schwerer auftreten lasse, als es sonst Zu erwarten
gewesen Wäre, Beruhe das Leiden dagegen auf einer

"Anlage", die bisher kein krankhaftes Geschehen her—
vorgerufen habe, und werde das krankhafte Geschehen

erst durch einen schädigenden Vorgang i. S. des 5-4
BVG "zum Ausbruch gebracht", so ständen als Bedingun—

gen sowohl die Anlage als auch der schädigende Vor-
gang nebeneinander. In diesem Falle sei versorgungs—
rechtlich die durch den schädigenden vergang gesetzte

Bedingung auch dann eine wesentliche Bedingung und

damit Ursache im Rechtssinne für die Entstehung,
wenn

sich Anlage und schädigender vergang "gleichwertig"
gegenüberstünden; das Leiden müsse dann als durch den

Wehrdienst hggygrge;gfgg festgestellt (anerkannt)
werden.
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In der Folgezeit haben die Kriegsopfer—Senate des BSG an
dieser Rechtsprechung festgehalten und sie in weiteren

Entscheidungen bestätigt; sie hat sich auch in der Praxis

bewährt (vgl. Wilke, aaO). Das LSG hat abweichende Ent-
scheidungen des BSG zu dieser Rechtsfrage auch nicht auf—
gezeigt. Der Senat-vermag — entgegen der Auffassung des

LSG —
Unstimmigkeiten oder eine unzureichende bzw. unvoll—

ständige Abgrenzung zwischen Entstehung und Verschlimmerung

eines Leidens in der Rechtsprechung des BSG nicht zu er—
kennen. Wenn "Unsicherheiten" aufgetreten sind oder auf—

treten, so liegen sie fast ausschließlich auf naturwissen—

schaftlich—medizinischem Gebiet, weil die ärztlichen Sach—

verständigen — ebenso wie in anderen Fällen — keine ein—

deutige und übereinstimmende Aussage darüber machen können,

ob schon ein krankhaftes Geschehen — wenn auch unbemerkt —
oder nur eine "ruhende" Anlage vorgelegen hat. An einer
übereinstimmenden medizinischen Aussage fehlt es auch im

vorliegenden Fall, wie das LSG anhand der Gutachten von
Prof. Dr. H Dr. Di und Dr. 0 einerseits

-und Dr. K andererseits aufgezeigt hat. In einem solchen

Falle muß das Gericht sämtliche erhobenen Gutachten in

seine BeweiSwürdigung einbeziehen und alsdanh unter abwä—

gender und sachentsprechender Würdigung des Einzelfälles

nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens

gewonnenen Überzeugung (@ 428 SGG) entscheiden, welcher
der von den medizinischen Sachverständigen vertretenen

Auffassung der Vorzug zu geben ist (ständige Rechtspre—

chung des BSG; vgl. SozR SGG Nr. 55 zu 5 128).

Soweit das LSGauf die "Anhaltspunkt für die Ärztliche,
Gutachtertätigkeit im Versorgungswesen" (Ausgabe 1975)

.
verweist und insowéit_von "unterschiedlichen_Ansatzpunktepi

ssseriipg_ ésr. Be@isrrs@srs. des; E■g„...srrishi‚ vemas der
Senat dieser Auffassung nicht

zu folgen. In den "Anhalts—

punkten" wird unter Leitzahl 2 (Seite 5) ausdrücklich
darauf hingewiesen, daß "der versorgungsrebhtliche Ursachen—
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begriff nicht identisch ist mit demmedizinischen"
‘(durchaus übereinstimmend mit Urteil BSG vom

>44.—Dezember 4961, aaO). Zur Abgrenzung zwischen
"Anerkennung i. S. der Entstehung und Anerkennung

i. S. der Verschlimmerung" heißt es in den Anhalts-

punkten wörtlich (Leitzahl 8 S. 12): "Die Anerkennung
‚einer Gesundheitsstörung i. S. der Entstehung setzt

voraus,
daß Zur Zeit der Einwirkung des schädige■den

Vorgangs noch kein dieser Gesundheitsstörung zugehöri-

ges pathologisches physisches oder psychischés Gesche—

hen vorhanden war. Sofern zur Zeit der Einwirkung des

schädigenden Vorganges bereits ein einer Gesundheits—
störung zugehöriges pathologisches physisches oder

psychisches Geschehen, wenn auch noch nicht bemerkt

Oder bemerkbar, vorhanden wer, kommt nur eine Anerkennung
ii. S. der‘Verschlimmerung in Betracht". Wird das Wort

‘"pathologisches" durch das deutsche Wort "krankhaftes"
LErsetzt,—so liegt auch hier keine Abweichung, sondern

eine Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des BSG

vor.“ ‘

iDie Erwägung des LSG, daß die Unterscheidung zwischen
der Entstehung und der Verschlimmerung eines Leidens
heute "nur noch" den Sinn habe, von der durch ein

Leiden begründeten Gesamterwerbsminderung einen Teil

als schädigungsbedingt abzugrenzen, ist gleichfalls

nur bedingt richtig und nötigt nicht zu einer Auf—
gabe der bisherigen Rechtsprechung. Soweit das LSG
auf die} Entwicklungsges0hichte dieser "rechtlich
zunächst bedeutungslosen Differenzierung" hinweist

und in diesem Zusammenhang die GE des RVG vom
24. November 1920 (vgl. RVG 1, 194) erwähnt, Scheint

das LSG übersehen zu haben, daß das RVG ausdrücklich
darauf hingewiesen hat, daß die Rechtsübung der früe
heren MilitärverWaltung‚ die Gesamteinwirkung des
Leidens als Versorgungsgrund zu betrachten, darauf_

basiert habe, daß ursprünglich ausschließlich Dienst—
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unbrauchbarkeit (Dienstunfähigkeit) Voraussetzung der Ver—

sorgung gewesen ist (vgl. 55 2 Abs° 4 und 58 Abs° 4 des

Militärpensionsgesetzes vom 27. Juni 4874, BGBl S„ 275).

Qgghalb habe auch kein Anlaß bestanden, den Begriff '

der Dienstbeschädigung dem Umfang nach zu bestimmen oder

gar in ursächliche Beziehung zum Grade der Erwerbsfähigheit

zu setzen. Völlig neu sei indes_die Versorgung der Personen

der "Unterklassen" nach ihrer Beeinträchtigung der Erwerbs—
fähigkeit im bürgerlichen Leben durch das Hannschaftsver-

sorgungsgesetz vom 54. Mai 4906 (BGBl Ss 595) geregelt

worden (vgl° @ 4 Abs° 2 "...„ oder um wenigstens 40 Prozent

gemindert"; % 9 “Teilrente” entsprechend dem Maße der Ein—
buße der Erwerbsfähigkeit). Das habe dann zur Folge gehabt,

daß die Höhe der Entschädigung von den Folgen der Schädi—

gung abhängig gemacht worden sei, wobei als Muster die

Unfallversicherung gedient habe. Auch das Reichsversor—

gungsgesetz (vom 42. Mai 4920, BGBl S. 989) bringe klar

zum Ausdruck, daß
es die Erwerbsunfähigkeit nur soweit als

Versorgungsgrund anerkenne, als sie durch die Dienstbe—

schädigung verursacht sei (vgl. 55 24, 2? BVG); das be—
deute, daß unter Umständen nur die durch den Militärdienst

herbeigeführte Verschlimmerung, nicht aber das Gesamtleiden

zu entschädigen sei. Wenn da5‘RVG in dieser Entscheidung

weiter darauf_hingewiesen hat, daß die tatsächlichen Ver—

hältnisse oft die Feststellung erschweren würden, wievielg

Hundertteile von dem bestehenden Grade der Erwerbsunfähig-

keit auf Rechnung der durch dienstliche Einflüsse bedingten
Verschlimmérung eines Leidens zu setzen seien,

so hat es
damit vorausschauend und durchaus realistisch die auf tat—

sächlichem, vor allem medizinischen Gebiet liegenden

Schwirigkeiten erkannt, andererseits aber der fortschritt—

lichen, für den Beschädigten weitaus günstigeren gesetZe

lichen Neuregelung — weil eine Entschädigung nicht mehr

nur bei Dienstunfähigkeit, sondern auch bei einer teil—

weisen Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu gewähren

war — Rechnung getragen.
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Die grundsätzliche Regelungdes RVGüber die prozen—
'tuale Berentung nach dem Grad der Erwe rbsminderung
i'st nahezu unverändert in das BVG übernommen Worden,

_wie insbesondere 5 50 Abs. 1 und 55 51 und 52 BVG
zeigen. Die abgestufte MdB-Bewertung

erfordert jeweils

'eine Feststellung darüber, inwieweit eine bestimmte
Gésundheitsstörung auf den Wehrdienst zurückzuführen

und daher als Versorgungsgrund anzuerkenne'n ist. Der

erkennendeSenat hat bereits'in seiner Entscheidung
‚vom 15. Mai 1964 (BSG 21, 75) ausgesprochen, daß auch
bei'einer später auftretenden VerschlimmerUng eines als.

}Schädigungsfolge_i._S.'der Entstehung anerkannten Lei—
dene stets zu prüfen iSt, ob diese noch
auf eine Schädigung i. S. des 5 1 BVGzurückzuführen
„ist, und daß eine höhere Rente nur dann gewährt werden

kann, wenn auch die Verschlimmerung in ursächlichemy
Zusammenhang mit der Schädigung Steht.

— Vorsorglich

soll deshalb darauf hingewiesen werden, daß der

Kläger selet dann, wenn das Asthma bronchiale ent—
'sprechend seinem Antrag als Schädigungsfolge i.S°

der Entstehung anerkannt wird, nicht ohne Weiteres

und ohne Prüfung der Zusammenhangsfrage eine'Anerken—

nung der weiteren Verschlimmerung als schädigungsbe—

dingt.und dementsprechend eine höhere Rente'bean—

spruchen kann. ?
Andererseits sind jedoch —über die

'reine MdB—Bewertunghinaus —durchausFälle denkbar,
in denen die Entscheidung darüber, ob ein Leiden
i. S. der'Entstehung oder i._Sl der Verschlimmerung
'als_Schädigungsfolge anerkannt iSt, aus medizinischen

Gründen bedeutsam sein kann für die Beurteilung einer
später eintretenden Verschlimmerung als Schädigunge—

bedingt oder _nicht. Eine eindeutige Tatsachenfest—
stellung kann daher — bedingt durch die gesetzliche

Regelung —
trotz der bestehenden tatsächlichen

Schwierigkeiten nicht entbehrt werden.
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Der Kläger hat in seiner Revisionsbegründung die Rechtspre—
Chung des BSG und die dabei entwickelten Grundsätze zutreffend.

wiedergegeben. Andererseits weist jedoch der Beklagte mit

Recht darauf hin, daß das LSG zu der Frage, ob die Sensibili—
sierung im vorliegenden Fall bereits ein krankhaftes Geschehenj

oder aber eine ruhende Anlage gewesen ist, keine Feststellun—

gen getroffen, sondern diese Frage bewußt offengelassen hat.

Diese Feststellung ist aber für die Entscheidung darüber, ob

das Asthma bronchiale i. S. der Entstehung oder "nur" i.S. der

Verschlimmerung anzuerkennen ist, nach den obigen Ausführungen‚

rechtserheblich gewesen. Der Senat konnte nicht in der Sache

selbst entscheiden (vgl. 5 470 Abs. 2 Satz 4 SGG), weil es
sich insoweit um Tatsachenfeststallungen handelt, die in den

Aufgabenbereich des LSG fallen (vgl. 5 465 SGG; 3. BSG in
SozR SGGNr. 487 zu 5 462).-Die Nachprüfung von Rechtsfragen
durch das Revisionsgericht setzt voraus, daß das angefochtene

Urteil eindeutige Feststellungen tatsächlicher Art enthält°

Fehlt es an Tatsachen,-die unter das Gesetz subsumiert werden

können, so muß bei einer zugelassenen Revision das Urteil des

LSG aufgehoben werden, auch wenn insoweit keine Verfahrénsrügen

erhoben worden sind (vgl. BSG in SozR SGG Nr. 443 zu 5 462).

Gemäß5 470 Abs. 2 Satz 2 SGGwar daher die Sache zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe-

halten.
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